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1 Problemstellung und Abgrenzung der Thematik
 

1.1 Untersuchungsgegenstand und Themenrelevanz 

Der überwiegende Teil der Mitgliedstaaten der Europäischen Union er-
hebt Steuern auf Erbschaften, Nachlässe und Schenkungen. Dazu wer-
den unterschiedliche persönliche Anknüpfungsmerkmale, wie beispiels-
weise die Ansässigkeit, der Wohnsitz oder die Staatsangehörigkeit des 
Begünstigten sowie des Erblassers beziehungsweise Schenkers, zu-
grunde gelegt. Dies bedeutet, dass eine unentgeltliche Übertragung mit-
unter immer dann besteuert wird, wenn entweder derjenige, der das 
Vermögen überträgt, oder der Begünstigte einen Bezug in Form der ge-
nannten Merkmale zu einem bestimmten Staat hat. Parallel dazu ist die 
Besteuerung auf Grundlage der Belegenheit von Vermögensgegenstän-
den in den meisten EU-Staaten und auch der Schweiz gängige Praxis, 
sodass in der Regel jeweils der Staat das immobile Vermögen einer Be-
steuerung unterzieht, in dem selbiges liegt. Durch die zunehmende Mobi-
lität der Menschen sowie die Globalisierung birgt die mehrfache Anknüp-
fung verschiedener Staaten an einen Vermögenstransfer große Risiken 
von Doppel- und Mehrfachbesteuerungen sowie von Doppel- und Mehr-
fachbelastungen. Dies gilt insbesondere für die Übertragung von Fami-
lienunternehmen auf die nächste Generation. 

Die unterschiedlichen nationalen Ausgestaltungen der jeweiligen 
Rechtsnormen erlauben es, dass jeder Staat seine Anknüpfungsmerkma-
le autonom wählen und kombinieren kann, sodass es durchaus mehrere 
nebeneinander existierende Anknüpfungsmerkmale pro Staat gibt. Bei-
spielsweise werden Anteile an einer Kapitalgesellschaft nicht selten mit 
der Erbschaftsteuer belegt, wenn der Erblasser beziehungsweise Schen-
ker oder der Begünstigte Inländer ist (unbeschränkte Steuerpflicht, Welt-
einkommensprinzip). Es ist dabei irrelevant, ob die Kapitalgesellschaft im 
In- oder Ausland ansässig ist. Wird nun unterstellt, dass diese im Ausland 
registriert ist, ist eine Besteuerung durch den ausländischen Staat grund-
sätzlich dann wahrscheinlich, wenn dieser die Ansässigkeit als Anknüp-
fungsmerkmal seiner Besteuerung wählt. Somit können mehrere Staaten 
denselben Nachlass durch die Ausübung ihrer jeweiligen Besteuerungs-
rechte mit einer Erbschaft- oder Nachlasssteuer belegen. Hätten Erblas-
ser und Erbe nun im beschriebenen Fall nicht dieselbe Staatsangehörig-
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keit und läge die Kapitalgesellschaft in einem dritten Staat, der von denen 
der Staatsangehörigkeiten abweicht, könnten hier – je nach Ausgestaltung 
der nationalen Anknüpfungsmerkmale und Kollisionsnormen – gleichwohl 
drei Staaten ihr Besteuerungsrecht ausüben. Solche recht simplen Fall-
konstruktionen, die aus der Perspektive des Erben beziehungsweise des 
Beschenkten eine verhältnismäßig komplexe steuerlich zu bewältigende 
Situation zur Folge haben können, sind bereits heute keine Seltenheit 
und sind gerade im Hinblick auf die Übertragung von multinational ausge-
richteten Familienunternehmen relevant.  

Durch die immer stärker zunehmende Mobilität1 der EU-Bürger – sei 
es aus Gründen der Arbeit, des Studiums oder des Ruhestands, welcher 
in einem anderen Staat verbracht werden soll – wird die Vermeidung von 
Doppelbesteuerungen nach Ansicht der Europäischen Kommission stets 
eine relevante Thematik auf europäischer Ebene darstellen. Eine Dop-
pelbesteuerung liegt vor, wenn mehrere Staaten dasselbe Steuerobjekt 
besteuern. Dabei wird im Wesentlichen zwischen der juristischen und der 
wirtschaftlichen Doppelbesteuerung unterschieden. Bei einer juristischen 
Doppelbesteuerung wird dasselbe Steuerobjekt beim selben Steuersub-
jekt zeitgleich von mindestens zwei Staaten besteuert. Die wirtschaftliche 
Doppelbesteuerung unterscheidet sich mitunter von der juristischen 
dadurch, dass keine Steuersubjektidentität vorliegen muss.2 Da gerade 
auf dem Gebiet der Erbschaftsteuer bilateral bisher wenig unternommen 
wurde, um mögliche Doppelbesteuerungen zu vermeiden, stehen EU-
Bürger, die ausländisches Vermögen erben, häufig vor dem Problem 
einer mehrfachen Besteuerung desselben Vermögens.3 Sofern mehrere 
Staaten das Besteuerungsrecht beanspruchen und auch ausüben, kann 
es dazu kommen, dass die zu zahlende Erbschaft- beziehungsweise 
Schenkungsteuer einem großen Teil des Werts des geerbten Vermögens 
entspricht. Dadurch, dass Substanz besteuert wird, können Erben ge-
zwungen sein, das geerbte Vermögen zum Zwecke der Liquiditätsbe-
schaffung zu veräußern, damit die Steuern entrichtet werden können. 
Gründe für Doppelbesteuerungen auf dem Gebiet der Erbschaft- und 
Schenkungsteuer sind unter anderem die heterogene Ausgestaltung der 
nationalen Regelungen und damit einhergehend die geringe Anzahl an 
bilateralen Abkommen zur Vermeidung von Doppelbesteuerungen. Des 
Weiteren sieht die Europäische Kommission Ursachen von Doppelbe-
steuerungen in den beschränkten Geltungsbereichen der nationalen Sys-

                                                
1  Vgl. u.a.: Sachverständigenrat deutscher Stiftungen für Integration und Migration 

(2013), S. 49 ff.; Europäische Kommission (2011), KOM(2011) 729 endgültig. 
2  Vgl.: Brähler, G. (2014), S. 16 ff.; Kluge, V. (2000), S. 23 ff. 
3  Vgl. u.a.: Europäische Kommission (2011), KOM(2011) 712. 
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teme zur Anrechnung oder auch Befreiung von bereits durch einen ande-
ren Staat besteuertem Vermögen.4  

Nicht zu unterschätzen sind diesbezüglich Problematiken, die sich im 
Zusammenhang mit einem Betriebsübergang von Unternehmen ergeben 
können, wenn der Eigentümer verstirbt und der Betrieb in einem anderen 
EU-Mitgliedstaat ansässig ist oder dort über eine Betriebstätte verfügt. 
Die Europäische Kommission regt in diesem Fall an, die Betriebsstätte 
als unbewegliches Vermögen in dem Staat zu besteuern, in dem sie be-
legen ist. Dies ist allerdings nur eine Empfehlung an die Mitgliedstaaten, 
sodass die Umsetzung in nationales Recht nicht zwingend ist und somit 
eine Kollision der nationalen Rechtsordnungen hier nicht ausgeschlossen 
werden kann. Eine weitere Empfehlung gibt die Kommission hinsichtlich 
des beweglichen Vermögens. Sie sieht die Besteuerung unter persönli-
chen Anknüpfungsmerkmalen hier als praxistauglicher an, da bewegli-
ches Vermögen ihrer Ansicht nach durchaus einfach verlagert werden 
kann. Bezüglich einer einheitlichen Definition von beweglichem oder un-
beweglichem Vermögen hält sie sich jedoch bedeckt, sodass es bereits 
bei der Abgrenzung zwischen diesen beiden Vermögensarten bilateral 
unterschiedliche Auffassungen geben kann. Stattdessen empfiehlt die 
Kommission bei gewissen Konstellationen Verständigungsverfahren zwi-
schen den betroffenen Staaten, mit dem Ziel der Vermeidung einer dop-
pelten Besteuerung desselben Vermögens.5 Anreize zum Verzicht einer 
Besteuerung beziehungsweise zur Implementierung von Anrechnungs-
verfahren sowie für die Ausweitung der Kollisionsnormen im nationalen 
Recht werden den einzelnen EU-Staaten dadurch jedoch nicht geboten. 

Darüber hinaus ist davon auszugehen, dass die Grundsätze der Frei-
zügigkeit sowie der Nichtdiskriminierung der EU-Bürger durch einige 
nationale Erbschaftsteuerregelungen eingeschränkt werden.6 Dies ist das 
zweite wesentliche Problemfeld, das die Europäische Kommission auf 
dem Gebiet der Erbschaftbesteuerung identifiziert. Die Einschränkung 
der Freizügigkeit besteht demnach im Kern darin, dass einige Mitglied-
staaten unter anderem einen höheren Steuersatz oder geringere Freibe-
träge anwenden, wenn sich die Vermögensgegenstände, der Erblasser 
beziehungsweise Schenker oder der Begünstigte im Ausland befinden, 
sodass Inländer und die im Inland übertragenen Vermögensgegenstände 
steuerlich bessergestellt werden. Werden beispielsweise Anteile an einer 
inländischen Kapitalgesellschaft jeweils hälftig auf einen im Inland und 
einen im Ausland ansässigen Erben übertragen, müsste letzterer bei 

                                                
4  Vgl.: Amtsblatt der Europäischen Union (2011), 2011/856/EU, L 336/81. 
5  Vgl.: Amtsblatt der Europäischen Union (2011), 2011/856/EU, L 336/82. 
6  Vgl.: Amtsblatt der Europäischen Union (2011), 2011/856/EU, L 336/81. 
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beschränkter Steuerpflicht – sofern eine Erbanfall- und keine Nachlass-
steuer erhoben wird – eine höhere Erbschaftsteuer entrichten, da er mit-
unter nur einen geringeren Freibetrag nutzen kann. Hier wird deutlich, 
dass bereits ein relativ trivial gestalteter Sachverhalt einen Eingriff in die 
Grundfreiheiten des EU-Bürgers darstellen kann. Diese Einschränkung 
widerspricht den Grundsätzen der Nichtdiskriminierung sowie der Freizü-
gigkeit, denn obwohl es kein einheitliches Erbschaftsteuerrecht auf EU-
Ebene gibt, dürfen die nationalen Regelungen nicht derart ausgestaltet 
sein, dass sie etwa aufgrund der Staatsangehörigkeit eines EU-Bürgers 
diskriminierend wirken oder entgegen des Vertrags über die Arbeitsweise 
der Europäischen Union (AEUV) die dort genannten Freiheiten ein-
schränken.7 

Beide Problematiken – Doppelbesteuerung und Diskriminierung – wer-
den nunmehr schon seit einigen Jahren fokussiert und diskutiert.8 Darüber 
hinaus klagt die Europäische Kommission immer häufiger wegen diskri-
minierender Erbschaftsteuerbestimmungen gegen die Mitgliedstaaten, 
nachdem sich der Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaft erstmalig 
im Jahr 2003 mit der Vereinbarkeit der nationalen Erbschaftsteuerrege-
lungen der einzelnen Mitgliedstaaten im Hinblick auf deren Verfassungs-
mäßigkeit befasste.9 Auch Deutschland ist aktuell betroffen. Insbesonde-
re ist die Ausgestaltung des § 16 ErbStG hinsichtlich einer möglichen 
Diskriminierung zu hinterfragen. Je nach Verwandtschaftsgrad wird einem 
im Inland Ansässigen ein Freibetrag von bis zu 500.000 Euro gewährt, 
wohingegen lediglich ein Freibetrag von 2.000 Euro festgelegt ist, wenn 
der Erbe oder der Erblasser im Ausland ansässig ist und damit be-
schränkte Steuerpflicht vorliegt.10 Daneben ist unter anderem Belgien 

                                                
7  Vgl. insb.: Art. 18 bis Art. 25 AEUV sowie Art. 28 bis Art. 37 AEUV und Art. 45 bis Art. 

66 AEUV. 
8  Vgl. u. a.: Europäische Kommission (2010): Mögliche Konzepte für die Beseitigung 

steuerlicher Hindernisse bei grenzüberschreitenden Erbschaftsangelegenheiten in der 
EU, Konsultationspapier, dazu die Stellungnahme der Bundessteuerberaterkammer 
vom 22. September 2010; Europäische Kommission (2010), KOM(2010) 769; Europäi-
sche Kommission (2011), SEK(2011) 1488; Konferenz zur Erbschaftbesteuerung am 
12. November 2012 der Europäischen Kommission in Kooperation mit der Vereinigung 
für Trust- und Nachlassspezialisten (Society of Trust and Estate Practitioners – STEP) 
zum Thema „Die Beseitigung von Steuerproblemen bei grenzüberschreitenden EU-
Erbschaften“. 

9  Vgl.: Europäische Kommission (2010): Mögliche Konzepte für die Beseitigung 
steuerlicher Hindernisse bei grenzüberschreitenden Erbschaftsangelegenheiten in der 
EU, Konsultationspapier, S. 1.  

10  Vgl. u. a.: Rechtssache Nr. 2008/4534 IP/12/1018 27/09/2012; EuGH-Urteil vom 4. 
September 2014 (C-211/13). 
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aufgefordert, Walloniens Erbschaftsteuern für Gebietsfremde zu überar-
beiten.11 Auch die Niederlande, Spanien und Frankreich sind betroffen.12 

Hinsichtlich der Besteuerung von Erbschaften werden zwar immer 
wieder einzelne nationale Normen kritisiert und es wird über die Heteroge-
nität der Systeme als Auslöser für Diskriminierung sowie Doppel- bezie-
hungsweise Mehrfachbesteuerung diskutiert, jedoch wird eine EU-weite 
Harmonisierung oder Vereinheitlichung nicht angestrebt. Vielmehr emp-
fiehlt die Europäische Kommission den einzelnen Mitgliedstaaten, Maß-
nahmen zu initiieren, die die Doppelbesteuerung vermeiden.13 Das heißt, 
die Mitgliedstaaten sind aufgefordert, ihre Erbschaft- und Schenkungsteu-
ersysteme so anzupassen, dass die Vermögensübertragung bei einer An-
knüpfung zu mehreren Rechtsordnungen maximal mit dem höchsten Steu-
ersatz des Staats belegt wird, der den höheren Steuersatz der mindestens 
zwei beteiligten Staaten auf die Erbschaft beziehungsweise die Schenkung 
erheben würde.14 Des Weiteren formuliert die Europäische Kommission 
Vorschläge zu Steuerentlastungen oder fordert die Mitgliedstaaten auf, die 
Zusammenarbeit auf regionaler und lokaler Ebene zu verbessern.15 

Unter dem Gesichtspunkt, dass das durchschnittliche nationale Erb-
schaftsteueraufkommen in den meisten EU-Mitgliedstaaten nicht über 
0,5 % des jeweiligen Gesamtsteueraufkommens liegt, ist der Anreiz einer 
Harmonisierung auf diesem Gebiet für die einzelnen Staaten mitunter 
gering. Allerdings gibt es im europäischen Raum pro Jahr schätzungs-
weise 290.000 bis 370.000 grenzüberschreitende Erbfälle, die potenziell 
von einer Diskriminierung und/oder von einer Doppel- beziehungsweise 
Mehrfachbesteuerung betroffen sein könnten.16 Daran anknüpfend gehört 
die Erbschaftsteuer zu den 20 größten Herausforderungen, die die EU-
Bürger und Unternehmen tangieren, wenn sie in mehreren Staaten prä-
sent sind.17 Dass sich die Relevanz weiter verschärft, wird unter anderem 
auch daran deutlich, dass beispielsweise der grenzüberschreitende Im-

                                                
11  Vgl. u. a.: Rechtssache Nr. 2008/4777 MEMO/12/794 24/10/2012. 
12  Vgl. u. a.: Rechtssache Nr. 2008/3139 IP/11/1425 24/11/2011; Rechtssache Nr. 

2004/4090 IP/11/1278 27/10/2011; Rechtssachen Nr. 2006/5003, 2007/4203 und 
2007/4823 IP/14/808 10/07/2014. 

13  Vgl.: Pressemitteilung der Europäischen Kommission vom 15. Dezember 2011, „Kom-
mission schlägt Maßnahmen zur Beseitigung von Problemen bei der grenzüberschrei-
tenden Besteuerung von Erbschaften vor".  

14  Vgl.: Amtsblatt der Europäischen Union (2011), 2011/856/EU, L 336/83.  
15  Vgl.: Amtsblatt der Europäischen Union (2011), 2011/856/EU, L 336/83, L 336/84. 
16  Vgl.: Næss-Schmidt, H. S./Pedersen, T. (et al.) (2010), S. 13. 
17  Vgl.: Die Europäische Kommission (2011): Der Binnenmarkt in den Augen der Bevöl-

kerung – Momentaufnahme der Ansichten und Anliegen von Bürgern und Unterneh-
men, S. 14. 
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mobilienbesitz zwischen 2002 und 2010 um bis zu 50 %18 zunahm. Des 
Weiteren wird gerade die Doppelbesteuerung von Erbschaften für kleine 
und mittlere Unternehmen mitunter auch als substanzgefährdendes Prob-
lem eingestuft.19 Somit ist die Besteuerung von Erbschaften und Schen-
kungen für den einzelnen EU-Bürger durchaus von Bedeutung. Die tat-
sächliche Steuerbelastung, die er zu tragen hat, ist für ihn dabei eine der 
wichtigsten Größen und wird im Zuge der aktuellen Diskussionen auf 
europäischer Ebene im Zusammenhang mit einer Doppelbesteuerung 
weitestgehend implizit thematisiert. Sie kann für den Bürger nicht nur 
hinsichtlich möglicher Erbschaft- und Schenkungsteuergestaltung eines 
bilateralen Sachverhalts ein relevanter – wenn nicht sogar der relevante – 
Faktor sein, der von erheblichem Interesse bei der Analyse der individu-
ellen erbschaftsteuerlichen Situation ist, denn eine hohe Steuerlast kann 
schlichtweg eine drastische Reduktion seines beziehungsweise des von 
ihm geerbten Vermögens darstellen. Daher wird in dieser Arbeit ebenfalls 
die Problematik der (uni- und bilateralen) Doppelbelastung thematisiert. 
Eine (unilaterale) Doppelbelastung liegt im Unterschied zur Doppelbe-
steuerung dann vor, wenn ein Staat eine Vermögensübertragung mit 
mindestens zwei Steuerarten besteuert. Unter einer (bilateralen) Doppel-
belastung werden im Rahmen dieser Arbeit solche Fälle subsumiert, bei 
denen zwei Staaten denselben Vermögenstransfer mit jeweils unter-
schiedlichen Steuerarten belegen. Doppelbelastungen werden in der Regel 
nicht durch Doppelbesteuerungsabkommen aufgefangen, da sie auf-
grund der verschiedenen Steuerarten nicht in deren Anwendungsbereich 
fallen. Auch eine Anrechnung läuft in der Praxis häufig ins Leere, da die-
se an der Entsprechensklausel scheitert. Im Ergebnis bedeutet ein 
grenzüberschreitender Sachverhalt somit für den Überträger beziehungs-
weise den Begünstigten häufig eine steuerliche Mehrbelastung im Ver-
gleich zu einem gleichgelagerten Fall, der ausschließlich Anknüpfungs-
merkmale zu einer einzigen Rechtsordnung hat.  

In Anbetracht der Tatsache, dass eine umfassende Lösung der be-
schriebenen Problematiken (Doppel- und Mehrfachbeteuerungen, (uni- 
und bilaterale) Doppel- und Mehrfachbelastungen sowie Diskriminierun-
gen) auf diesem Gebiet momentan nur sehr eingeschränkt absehbar ist, 
werden Erbschaften und Schenkungen in Zukunft auch weiterhin von den 
angesprochenen Thematiken betroffen sein.20 Dafür spricht nicht zuletzt 

                                                
18  Vgl.: Næss-Schmidt, H. S./Pedersen, T. (et al.) (2010). 
19  Vgl.: European Family Businesses – GEEF (2010): Contribution to the EU Commission 

Consultation on possible approaches to tackling cross-border inheritance tax obstacles 
within the EU; Bundessteuerberaterkammer (2010), S. 4. 

20  Vgl.: Die Europäische Kommission (2011): KOM(2011) 864 endgültig, S. 6. 
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das Urteil im sogenannten Block-Fall.21 Ausgangspunkt des Verfahrens 
war, dass eine in Deutschland ansässige Erbin in Spanien belegenes Kapi-
talvermögen erbte. Der Europäische Gerichtshof entschied, dass die Bun-
desrepublik Deutschland nicht verpflichtet ist, eine sich aufgrund der doppel-
ten Steuerpflicht – zum einen in Spanien und zum anderen in Deutschland 
– ergebende Doppelbesteuerung durch die Anrechnung der spanischen 
Erbschaftsteuer zu vermeiden. Einen Verstoß gegen den Grundsatz der 
Kapitalverkehrsfreiheit konnte der Gerichtshof hier nicht feststellen. Somit 
wurde das in Spanien belegene Kapitalvermögen doppelt besteuert – so-
wohl nach den erbschaftsteuerlichen Grundsätzen der Bundesrepublik 
Deutschland als auch nach denen Spaniens. Ein Doppelbesteuerungsab-
kommen auf dem Gebiet der Erbschaftsteuer zwischen den beiden Staaten 
wurde auch nach diesem Urteil nicht initiiert. Deutlich wird hier, dass auch 
in Zukunft ein – wie in diesem Fall – tendenziell wenig komplexer Sachver-
halt bereits zu einer Doppelbesteuerung führen kann. Eine Möglichkeit der 
Vermeidung der Doppelbesteuerung im zuvor genannten Fall wäre ein 
Transfer des Vermögens zu Lebzeiten des Erblassers nach Deutschland, 
was in einem unvorbereiteten Erbfall häufig nicht mehr durchführbar ist. 
Eine solch vermeintlich einfache Lösung zur Vermeidung der Doppelbe-
steuerung kann jedoch nicht in jedem Fall gefunden werden. Die Komplexi-
tät des Gestaltungsaufwand zur Umgehung einer Doppelbesteuerung hängt 
dabei stark von der Vermögensart sowie dem Wert des Vermögens ab.  

Um Aussagen über die europäischen Erbschaftsteuersysteme hin-
sichtlich ihrer tatsächlichen Steuerlast und damit der Relevanz für den 
einzelnen EU-Bürger treffen zu können, bietet sich ein internationaler 
Steuerbelastungsvergleich in Form einer Veranlagungssimulation an, in 
den sowohl Fälle mit Grenzübertritt als auch ohne integriert werden. So 
können beispielsweise unter detaillierter Berücksichtigung von Vorschrif-
ten zur Ermittlung der Bemessungsgrundlagen, der Steuersätze sowie 
der Freibeträge und Vorschriften zur Befreiung von der Besteuerung un-
terschiedliche Erbschaftsteuersysteme betrachtet und deren Wirkung 
beurteilt werden. Ferner kann die Auswirkung auf die Steuerlast (steuerli-
che Mehrbelastung) untersucht werden, indem Fälle mit verschiedenen 
Anknüpfungsmerkmalen zu unterschiedlichen Rechtsordnungen integriert 
werden. Dadurch kann die Relevanz der von der Kommission herausge-
stellten Problemfelder der Doppelbesteuerung und der Diskriminierung 
kritisch gewürdigt werden. Ebenfalls kann eine Untersuchung der von der 
Kommission nicht herausgestellten Thematik der uni- und bilateralen 
Doppel- und Mehrfachbelastung aus der Perspektive des Überträgers 

                                                
21  Vgl.: EuGH vom 12. Februar 2009, C-67/08. 
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und des Begünstigten erfolgen. Weitergehend ist es möglich, anhand der 
Resultate Systemstärken und -schwächen zu eruieren, was de-lege-
ferenda-Gedanken zu einer Modifizierung der Erbschaftbesteuerung so-
wie eine normative Auseinandersetzung mit der Thematik erlaubt. Dem-
entsprechend werden im Rahmen dieser Arbeit grundlegende Sachver-
halte gestaltet, anhand derer anschließend die Erbschaftsteuerbelastung 
bei der Übertragung von Anteilen an einer Kapitalgesellschaft sowie einer 
Forderung gegen diese in verschiedenen Staaten berechnet wird. Dabei 
variiert die Ansässigkeit des Überträgers, des Begünstigten und der Kapi-
talgesellschaft. Nachdem der Steuerbelastungsvergleich abgeschlossen 
und ausgewertet ist, wird untersucht, inwiefern gerade bei der Übertra-
gung von Anteilen an einer Kapitalgesellschaft sowie einer Forderung 
gegen diese Doppelbesteuerungs-, Doppelbelastungs- und Diskriminie-
rungsproblematiken sowohl qualitativ als auch quantitativ wirken.  

Derweil existieren zahlreiche Monographien über Steuerbelastungs-
vergleiche beispielsweise zur Besteuerung von Kapitalgesellschaften 
oder Arbeitnehmern mit jeweils unterschiedlichen Zielsetzungen.22 Aktu-
elle Untersuchungen, die sich dem europäischen beziehungsweise inter-
nationalen Vergleich der Besteuerung von Erbschaften und Schenkungen 
mit dem Fokus auf Anteile an einer Kapitalgesellschaft widmen, sind ten-
denziell selten.23 Gleiches gilt ferner für eine Kombination aus einem 

                                                
22  Bspw.: Esser, K. (1990): Standortfaktor Unternehmensbesteuerung; Spengel, C. (1995): 

Europäische Steuerbelastungsvergleiche: Deutschland – Frankreich – Großbritannien; 
Jacobs, O. H. (2005): Vergleichende Analyse der Steuerbelastung von Unternehmen 
in Europa und den USA; Kihm, A. (1999): Die Besteuerung deutscher internationaler 
Unternehmen – Steuerbelastungsvergleich und -analyse grenzüberschreitender Un-
ternehmensstrukturen am Beispiel des Auslandsstandortes Luxemburg.  

23  Bspw.: Hubert, T. (2010). Der Fokus des Steuerbelastungsvergleichs, der hier eher eine 
Nebenrolle einnimmt, liegt dabei in der Gegenüberstellung von Ist- und Sollzustand. 
Dabei werden die Besteuerungsprinzipien kritisch hinterfragt. Kern der Ausführungen 
ist vielmehr ein Richtlinienvorschlag zur Vereinheitlichung der Erbschaftsteuersysteme 
in der Europäischen Union; ZEW (2004).  

 Diese Studie wurde vom BMF in Auftrag gegeben, um eine Standortbestimmung (in 
Form eines Rangs) des deutschen Systems der Erbschaftbesteuerung im internationa-
len Vergleich vornehmen zu können, um im Anschluss an das für 2006 erwartete Urteil 
des BVerfG (1 BvL 10/02 – BVerfG stellte eine Ungleichbehandlung bei der Bewertung 
von vererbten Immobilien im Vergleich zu Wertpapieren als Verstoß gegen den allge-
meinen Gleichheitsgrundsatz fest) zur Verfassungsmäßigkeit der Besteuerung von 
Erbschaften Gestaltungsoptionen für eine Erbschaftsteuerreform aufzeigen zu können. 
Fokussiert wurden unter anderem Bewertungsregelungen, persönliche und sachliche 
Steuerbefreiungen sowie Steuertarife. Die Ergebnisse dürften jedoch, nicht zuletzt 
aufgrund der zahlreichen Gesetzesänderungen (nicht nur in Deutschland: Beispiels-
weise wird seit dem 1. Januar 2008 von Österreich keine Erbschaft- und Schenkung-
steuer erhoben), aktuell nur noch eingeschränkt aussagekräftig sein, da grundsätzlich 
die jeweiligen Rechtslagen vom 1. Januar 2003 betrachtet wurden. 
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Steuerbelastungsvergleich und Untersuchungen zu Diskriminierungen, 
Doppelbesteuerungen und Doppelbelastungen. 

1.2 Präzisierung der Problemstellung 

1.2.1 Untersuchungsziel und Untersuchungsgang 

Die bereits genannten Problemfelder der Diskriminierung, Doppel- und 
Mehrfachbesteuerung sowie (uni- und bilaterale) Doppel- und Mehrfach-
belastungen stellen zusammen mit der Steuerbelastung und der steuerli-
chen Mehrbelastung durch Grenzübertritt den Kern der Untersuchung 
dar. Hieraus leitet sich auch das Ziel ab. 

Das Ziel der Arbeit ist der Vergleich und die Analyse der Steuerbelas-
tungen bei (grenzüberschreitenden) unentgeltlichen Übertragungen von 
Anteilen an einer Kapitalgesellschaft sowie einer Forderung gegen diese in 
ausgewählten EU-Mitgliedstaaten und der Schweiz. Damit einhergehende 
Doppel- und Mehrfachbesteuerungen, (uni- und bilaterale) Doppel- und 
Mehrfachbelastungen sowie diskriminierende Elemente werden quali- und 
quantifiziert. Außerdem wird die steuerliche Mehrbelastung, die durch 
Grenzübertritt entsteht, aus der Perspektive des Überträgers und des Be-
günstigten betrachtet. Im Rahmen des Steuerbelastungsvergleichs wird ein 
konstitutiver Übertragungsfall gestaltet (ein Elternteil überträgt Anteile an 
einer Kapitalgesellschaft sowie eine Forderung gegen diese auf ein Kind), 
der zunächst (ohne Grenzübertritt) auf die Rechtssysteme der verschiede-
nen Staaten Anwendung findet. Anschließend werden Anknüpfungsmerk-
male zu den jeweils anderen Staaten hergestellt und damit der Grenzüber-
tritt simuliert. Dies erfolgt durch die Variation der Ansässigkeit des 
Elternteils und des Kindes sowie der Kapitalgesellschaft. Bei diesem Steu-
erbelastungsvergleich wird somit die Übertragung eines Familienunter-
nehmens in Form einer Kapitalgesellschaft unter Berücksichtigung der 
Besonderheiten bei grenzüberschreitenden Angelegenheiten erforscht. 

Zu diesem Zweck erfolgt zunächst eine Bestandsaufnahme mit Dar-
stellung der auf europäischer Ebene existierenden Problematiken bei einer 
grenzüberschreitenden Übertragung von Vermögen. Dazu werden die 
Problematiken grenzüberschreitender Erbschaftsteuerangelegenheiten 
ausführlich behandelt, indem zunächst sowohl Gemeinsamkeiten als auch 
Unterschiede der nationalen Erbschaftsteuerregelungen der europäischen 
Mitgliedstaaten fokussiert werden, um daraus die Ursachen von Disharmo-
nien bei grenzüberschreitenden Erbfällen auf dem Gebiet der Besteuerung 
ableiten zu können. Dabei wird näher auf den aktuellen Stand der Diskus-
sion der Problematiken der Diskriminierung und der Doppel- beziehungs-
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weise Mehrfachbesteuerung eingegangen. Zur Vermeidung der Doppelbe-
steuerung werden hierfür praktisch relevante Regelungen dargelegt und 
analysiert, indem sowohl einseitige Regelungen zur Vermeidung von Dop-
pelbesteuerungen behandelt, als auch bilaterale Abkommen zur Vermei-
dung von Doppelbesteuerungen auf dem Gebiet der Erbschaftsteuer the-
matisiert werden. Gleiches ist für Doppel- und Mehrfachbelastungen nur 
eingeschränkt möglich, da diese häufig nicht im Fokus der öffentlichen 
Diskussion zu grenzüberschreitenden Erbschaftsteuerangelegenheiten 
stehen. Um die Relevanz der Doppel- und Mehrfachbesteuerungen (und 
implizit auch der Doppel- und Mehrfachbelastungen) von Erbschaften und 
Schenkungen in der Europäischen Union einordnen und quantifizieren zu 
können, erfolgt nach der bereits genannten Darstellung der Problematik die 
Darlegung der Bedeutung der Doppel- und Mehrfachbesteuerungen von 
Erbschaften sowohl für den EU-Bürger als auch für die EU-Staaten. Dabei 
wird im Wesentlichen auf öffentliche Diskussionen Bezug genommen. Aus 
den Resultaten werden anschließend Rückschlüsse auf die Anreize der 
Behebung gezogen. Das Kapitel schließt mit einer Schätzung zur Quantifi-
zierung grenzüberschreitender Erbschaftsteuerangelegenheiten und einer 
darauffolgenden Darstellung möglicher Lösungsansätze zur Behebung der 
Doppelbesteuerungsproblematik. 

Daran knüpft die normative Analyse der Bewertungs-, Erbschaft-
steuer- und Schenkungsteuersysteme der in den Vergleich einbezogenen 
Staaten an (Deutschland, Großbritannien, Österreich, Schweiz). Dies 
ermöglicht die notwendige Auseinandersetzung mit den relevanten Sub-
stanzsteuern der Staaten, die in dem Modell berücksichtigt werden. Zu-
dem werden die Besteuerungsprinzipien sowie die Besonderheiten der 
Systeme der relevanten EU-Mitgliedstaaten und der Schweiz heraus- und 
gegenübergestellt. Die Auswahl der Staaten Deutschland, Großbritanni-
en, Österreich und Schweiz berücksichtigt deren Besteuerungssysteme 
zur Vermögensübertragung. Durch den Einbezug genau dieser Staaten 
sind die wesentlichen Besteuerungssysteme (Deutschland mit einer Erb-
anfallsteuer; Großbritannien mit einer Nachlasssteuer sowie einer Capital 
Gains Tax; Österreich ohne Erbschaftsteuer, dafür mit Grunderwerbsteu-
er; die Schweiz als Drittstaat mit kantonal unterschiedlichen Erbschaft-
steuerregelungen) in den Belastungsvergleich mit einbezogen. Zur exem-
plarischen Abbildung von Drittstaatsachverhalten wurde die Schweiz 
ausgewählt. Dieser Abschnitt der Arbeit bildet die Grundlage des darauf-
folgenden modelltheoretischen Teils der Arbeit, der mit einer kurzen Dar-
stellung der Methodik sowie der konzeptionellen Grundlagen beginnt. Um 
darauf aufbauend eine Veranlagungssimulation durchführen zu können 
und Elemente der Diskriminierung, der Doppel- und Mehrfachbesteue-
rung sowie der (uni- und bilateralen) Doppel- und Mehrfachbelastung 
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quanti- und qualifizieren zu können, wird auf Bilanzdaten eines für den 
Wirtschaftsraum repräsentativen großen Modellunternehmens in Form 
einer Kapitalgesellschaft zurückgegriffen. Anschließend wird der grundle-
gende Sachverhalt gestaltet (Elternteil überträgt Anteile an der Modellka-
pitalgesellschaft sowie eine Forderung gegen diese auf sein volljähriges 
Kind). Dieser wird variiert, indem die Ansässigkeiten der Beteiligten sowie 
der Modellkapitalgesellschaft gewechselt und kombiniert werden. Es wird 
angenommen, dass die Ansässigkeit entweder in Deutschland, Großbri-
tannien, Österreich oder in der Schweiz ist. Unter diesen Prämissen ent-
stehen 64 mögliche Sachverhalte. Diese werden steuerlich gewürdigt und 
es folgt ein Steuerbelastungsvergleich in Form einer Veranlagungssimu-
lation mit Softwareunterstützung. Grundlage dieser Veranlagungssimulati-
on ist die Berechnung des Unternehmenswerts des Modellunternehmens 
unter Zugrundelegung der jeweiligen nationalen Bewertungssystematiken 
von Betriebsvermögen. Dies wirkt sich unmittelbar auf die Bemessungs-
grundlagen in den jeweiligen Staaten aus, obwohl von einheitlichen Un-
ternehmensdaten, nämlich denen des Modellunternehmens, ausgegan-
gen wird. Aus genau diesem Grund, eben der Einbeziehung von national 
typischen Bewertungsverfahren, gehen die Untersuchungen über einen 
reinen Tarifvergleich hinaus. Da die Bewertung auch in der Praxis in den 
meisten Übertragungsfällen von Anteilen an einer Kapitalgesellschaft eine 
wesentliche Rolle spielt, wäre ein reiner Tarifvergleich bei Annahme einer 
unter den Staaten einheitlichen Bemessungsgrundlage wenig aussage-
kräftig. Daher wird bewusst von diesem abgesehen und eine Veranla-
gungssimulation präferiert. Somit ist es möglich, zusätzliche Erkenntnisse 
hinsichtlich der aus Bewertungsdisparitäten resultierenden unterschiedli-
chen Steuerbelastungen zu gewinnen. Darüber hinaus lässt diese Vor-
gehensweise eine Quantifizierung der Bewertung als Einflussfaktor auf 
die Steuerlast zu.  

Nach der länderspezifischen Berechnung des Werts des Modellun-
ternehmens und der daran anschließenden Bestimmung der jeweiligen 
Bemessungsgrundlagen, der Steuerberechnung für die 64 Fälle und des 
Steuerbelastungsvergleichs werden diese 64 Fälle in acht Gruppen zu-
sammengefasst. Durch die Bildung von Rangfolgen innerhalb dieser 
Gruppen können somit Rückschlüsse auf die Steuerbelastungen bei fol-
genden Sachverhaltsgestaltungen gezogen werden:  
 

1. Steuerbelastungen bei Ansässigkeit des Überträgers sowie des 
Begünstigten und der Kapitalgesellschaft im Inland. 

2. Steuerbelastungen bei Ansässigkeit des Überträgers sowie des 
Begünstigten im Inland und Ansässigkeit der Kapitalgesellschaft 
Ausland. 
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3. Steuerbelastungen bei Ansässigkeit des Überträgers sowie des 
Begünstigten im Ausland und Ansässigkeit der Kapitalgesell-
schaft im Inland. 

4. Steuerbelastungen bei Ansässigkeit des Überträgers im Inland 
sowie Ansässigkeit des Begünstigten und der Kapitalgesellschaft 
im Ausland. 

5. Steuerbelastungen bei Ansässigkeit des Überträgers im Ausland 
sowie Ansässigkeit des Begünstigten und der Kapitalgesellschaft 
im Inland. 

6. Steuerbelastungen bei Ansässigkeit des Überträgers und der 
Kapitalgesellschaft im Inland sowie Ansässigkeit des Begünstig-
ten im Ausland. 

7. Steuerbelastungen bei Ansässigkeit des Überträgers und der 
Kapitalgesellschaft im Ausland sowie Ansässigkeit des Begüns-
tigten im Inland. 

8. Steuerbelastungen bei Ansässigkeit des Überträgers sowie des 
Begünstigten und der Kapitalgesellschaft im Ausland. 

 
Anschließend werden die Fälle betrachtet, bei denen diskriminierende 
Elemente vorliegen. Diese werden zunächst qualifiziert. Des Weiteren 
erfolgt eine Quantifizierung der Anzahl der Fälle dieses Belastungsver-
gleichs, bei denen diskriminierende Elemente bei der Übertragung von 
Anteilen an einer Kapitalgesellschaft auf die nächste Generation vor-
kommen können. Die Ermittlung der Anzahl erfolgt durch eine einfache 
Auszählung der Fälle dieser Simulation, bei denen eine Diskriminierung 
vorkommt. Ferner wird die steuerliche Mehrbelastung, die durch diskrimi-
nierende Ausgestaltungen von Rechtsnormen ausgelöst wird, berechnet. 
Auf ähnliche Weise wird bei der darauffolgenden Quali- und Quantifizie-
rung von Doppel- und Mehrfachbesteuerungen sowie von uni- und bilate-
ralen Doppel- und Mehrfachbelastungen vorgegangen. Zunächst werden 
die Fälle benannt, bei denen eine Doppel- oder Mehrfachbesteuerung 
beziehungsweise eine Doppel- oder Mehrfachbelastung auftritt. Dann 
wird die Anzahl der Fälle dieser Simulation ausgezählt, bei denen Dop-
pel- oder Mehrfachbesteuerungen beziehungsweise -belastungen vor-
kommen. Daran anknüpfend erfolgt die Berechnung der steuerlichen 
Mehrbelastung der Doppel- und Mehrfachbesteuerungssachverhalte 
beziehungsweise -belastungssachverhalte, die durch Grenzübertritt aus-
gelöst wird. Die steuerliche Mehrbelastung dieser Fälle wird anschlie-
ßend mit der steuerlichen Mehrbelastung der Fälle verglichen, bei denen 
zwar ein Grenzübertritt aber keine Doppel- oder Mehrfachbesteuerung 
beziehungsweise -belastung vorliegt.  
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Zusammengefasst können durch diese Vorgehensweise – neben den 
Rangfolgen innerhalb der Gruppe – Aussagen zu folgenden Punkten 
getroffen werden: 
 

• Relevanz diskriminierender Elemente 
1.) gemessen an der Anzahl der Fälle dieser Simulation, bei de-

nen eine Diskriminierung vorliegt 
2.) gemessen an deren Einfluss auf die Steuerlast 

• Grenzübertritt als Ursache für eine steuerliche Mehr- oder Minder-
belastung im Vergleich zum Ausgangsfall (ohne Grenzübertritt)  

• Einfluss eines Grenzübertritts auf die Steuerlast, gemessen an 
der steuerlichen Mehr- oder Minderbelastung, die durch Grenz-
übertritt ausgelöst wird  

• Grenzübertritt als notwendige Voraussetzung für eine Doppel-/ 
Mehrfachbesteuerung beziehungsweise bilaterale Doppel-/ Mehr-
fachbelastung24 

                                                
24  Dadurch, dass der Grenzübertritt die notwendige Voraussetzung für eine Doppel- und bila-

terale Mehrfachbesteuerung ist, kann in einigen Fällen nicht bestimmt werden, wie hoch die 
Mehrbelastung durch Doppel- beziehungsweise Mehrfachbesteuerung ist. Es kann lediglich 
eindeutig bestimmt werden, wie hoch die Mehrbelastung durch Grenzübertritt ausfällt. Dies 
soll anhand eines Beispiels deutlich gemacht werden: Angenommen wird, dass bei einem 
Sachverhalt ohne grenzüberschreitenden Charakter in Staat A eine Steuer von 100 Euro 
anfällt, in Staat B fällt ohne Grenzübertritt keine Steuer an und in Staat C löst alleine die 
Ansässigkeit der Kapitalgesellschaft eine beschränkte Steuerpflicht mit einer Steuer von 
50 Euro aus. Des Weiteren soll kein Doppelbesteuerungsabkommen vorliegen und keine 
Anrechnung möglich sein. Angenommen wird weiterhin, dass der Überträger in Staat A an-
sässig ist. Der Begünstigte ist in Staat B ansässig. Der Überträger überträgt seine Anteile an 
der Kapitalgesellschaft und eine Forderung gegen diese auf den Begünstigten. Aus der 
Perspektive des Überträgers ergibt sich durch den Grenzübertritt eine Mehrbelastung von 
50 Euro (Steuer im Staat C). Dies entspricht ebenfalls der Mehrbelastung durch Doppel-
besteuerung, da die Steuer des Staates C zusätzlich zu der Steuer des Staats A erhoben 
und der Vermögenstransfer somit doppelt besteuert wird. Im Gegensatz zum Überträger 
hat der Begünstigte zwei Grenzübertritte, bei denen sich jeder steuererhöhend auswirkt. 
Für den Begünstigten bedeuten die Grenzübertritte – und damit die Anknüpfung an die 
Rechtsordnungen der Staaten A und B – eine Mehrbelastung von insgesamt 150 Euro 
(Steuer Staat A + Steuer Staat C). Die Mehrbelastung durch Doppelbesteuerung beträgt 
damit entweder 100 Euro oder 50 Euro, da nicht eindeutig bestimmbar ist, welche der 
beiden Steuern die ist, die zusätzlich zu der anderen erhoben wird. Demzufolge ist ledig-
lich die Mehrbelastung durch die beiden Grenzübertritte in Höhe von insgesamt 150 Euro 
eindeutig bestimmbar. Daher werden quantitative Aussagen zur Relevanz von Doppel- 
und Mehrfachbesteuerungen anhand eines Vergleichs der Mehrbelastungen durch 
Grenzübertritt der Doppel- und Mehrfachbesteuerungsfälle mit der Mehrbelastung durch 
Grenzübertritt der Fälle ohne Doppel- und Mehrfachbesteuerung getroffen. Es wird somit 
folgende Frage untersucht: Wie unterscheidet sich die steuerliche Mehrbelastung durch 
Grenzübertritt der Doppel- und Mehrfachbesteuerungsfälle im Vergleich zur steuerlichen 
Mehrbelastung durch Grenzübertritt der Fälle ohne Doppel- und Mehrfachbesteuerung? 
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• Relevanz von Doppel- und Mehrfachbesteuerungen  
1.) gemessen an der Anzahl der Fälle dieser Simulation, bei de-

nen eine Diskriminierung vorliegt  
2.) gemessen durch einen Vergleich der steuerlichen Mehrbelas-

tungen durch Grenzübertritt der Doppelbesteuerungsfälle und 
der steuerlichen Mehrbelastung durch Grenzübertritt der Fäl-
le ohne Doppel- und/oder Mehrfachbesteuerungen 

• Relevanz von uni- und bilateralen Doppel- und Mehrfachbelas-
tungen 
1.) gemessen an der Anzahl der Fälle dieser Simulation, bei de-

nen eine Diskriminierung vorliegt 
2.) gemessen durch einen Vergleich der steuerlichen Mehrbe-

lastungen durch Grenzübertritt der Doppel-/Mehrfachbelas-
tungsfälle und der steuerlichen Mehrbelastung durch Grenz-
übertritt der Fälle ohne Doppel-/Mehrfachbelastungen 

• Gestaltungsmöglichkeiten, die durch einen Grenzübertritt bezie-
hungsweise die Variation der Anknüpfungsmerkmale entstehen 
können 
 

Ferner wird auf Änderungen eingegangen, die aus der Erbschaftsteuerre-
form resultieren und für diesen Steuerbelastungsvergleich relevant sind. 
Dadurch kann untersucht werden, wie die Änderungen auf die in dieser 
Arbeit fokussierten Problematiken wirken und ob diese dadurch gegebe-
nenfalls sogar verstärkt werden. Ausgangspunkt sind auch hier wieder 
die Steuerlast sowie die steuerliche Mehrbelastung.  

1.2.2 Wissenschaftssystematische Einordnung  

Diese Arbeit kann der Forschung im Bereich der internationalen betriebs-
wirtschaftlichen Steuerlehre zugeordnet werden, welche sich als Teil der 
Allgemeinen Betriebswirtschaftslehre versteht. Kußmaul sieht die Ursa-
che der „Ausgliederung der steuerlichen Probleme [aus der Allgemeinen 
Betriebswirtschaftslehre] [...] in der äußerst komplexen und umfangrei-
chen steuerlichen Materie“ und beschreibt die betriebswirtschaftliche 
Steuerlehre als eine „Allgemeine Betriebswirtschaftslehre unter adäqua-
ter Berücksichtigung steuerlicher Wirkungen [...]“ (Kußmaul 2003: 1). 
Dabei werden die Steuerrechtsnormendarstellung, die Steuerwirkungs- 
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und Steuergestaltungslehre sowie die Steuerrechtsgestaltung als Aufga-
ben der betriebswirtschaftlichen Steuerlehre definiert.25 

Die Rolle der Steuerrechtsnormendarstellung ist die Illustration der 
wesentlichen nationalen und internationalen Steuerrechtsnormen. Dabei 
stehen sowohl das materielle als auch das formelle Recht im Mittelpunkt 
und es werden neben nationalen Einzelsteuerregelungen auch internatio-
nale Steuersystematiken thematisiert, wobei keine Beschränkung auf ein-
zelne betriebliche Steuerarten möglich ist. Dies ist insbesondere damit zu 
begründen, dass die isolierte Betrachtung rein betrieblicher Komponenten 
einer sich durch private Aspekte auswirkenden Veränderung der Steuer-
höhe oder Steuerbemessungsgrundlage nicht ausreichend gerecht werden 
würde. Im Rahmen dieser Arbeit werden diesbezüglich die deutschen so-
wie die ausländischen erbschaft- und schenkungsteuerlichen Regelungen 
hinsichtlich der Übertragung von Privat- und Betriebsvermögen dargestellt. 
Dabei wird ebenfalls auf die Bewertungssystematiken eingegangen.  

Darauf aufbauend erfolgt eine Untersuchung der durch die Steuern-
ormendarstellung gewonnenen Erkenntnisse in der Steuerwirkungs- 
und Steuergestaltungslehre hinsichtlich ihrer Wirkung auf Unterneh-
men und auf unternehmerische Entscheidungen. Im Speziellen wird dabei 
analysiert, inwiefern die Besteuerung in den Bereichen Rechnungswe-
sen, Unternehmensstruktur oder auch Unternehmensfunktionen beein-
flussend wirkt, um daran anschließend auf Unternehmensebene Optimie-
rungen vorzunehmen oder Gestaltungsalternativen aufzuzeigen. 

Zur Analyse von Steuerwirkungen und möglichen -gestaltungen wird 
im Rahmen dieser Arbeit ein Steuerbelastungsvergleich in Form einer 
Veranlagungssimulation mit der anschließenden Quali- und Quantifizie-
rung von Diskriminierungen und Doppel- beziehungsweise Mehrfach-
besteuerungen bei grenzüberschreitenden Sachverhalten vorgenommen. 
Dadurch werden auch Elemente der vergleichenden internationalen 
betriebswirtschaftlichen Steuerlehre als weiterer Teil der betriebswirt-
schaftlichen Steuerlehre ergänzt.26 Sie ist als Fortentwicklung der bei-
spielsweise bereits 1929 durch Aufermann in die betriebswirtschaftliche 
Steuerlehre integrierten vergleichenden Steuerbetriebslehre zu verste-
hen.27 Als Grundlage der Forschung in diesem Bereich werden das Ver-
ständnis und das Wissen bezüglich der Ausgestaltung nationaler Steuer-
systeme vorausgesetzt, sodass die Steuerrechtsnormendarstellung auch 
hier eine vorgelagerte Schlüsselposition einnimmt.28 

                                                
25  Vgl.: Kußmaul, H. (2003), S.1 und S. 2. 
26  Vgl.: Scherpf, P. (1958), S. 92 ff.  
27  Vgl.: Aufermann, E. (1929), S. 8 ff. 
28 Vgl.: Kleineidam, H.-J. (1968), S. 15 ff. 
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Nachdem die Steuerrechtsnormendarstellung sowie die Steuerwir-
kungs- und Steuergestaltungslehre mit der Integration von Elementen der 
vergleichenden internationalen betriebswirtschaftlichen Steuerlehre einen 
fundierten Einblick in die nationalen Steuerrechte sowie in internationale 
Steuersystematiken und deren Wirkungen beziehungsweise Gestaltun-
gen geben, wird bei der Steuerrechtsgestaltungslehre konkretisiert, in-
wiefern Änderungen der bestehenden Steuerrechtsnormen zu einer Op-
timierung des Steuersystems vorgenommen werden könnten. In diesen 
Ausarbeitungen wird selbiges im Anschluss an die Auswertung des Steu-
erbelastungsvergleichs durchgeführt, indem konkrete Vorschläge zur 
Anpassung der jeweils in die Untersuchung einbezogenen Erbschaft- und 
Schenkungsteuersysteme aufgezeigt werden. Dabei stehen insbesonde-
re solche Vorschläge im Mittelpunkt, die der Beseitigung von Diskriminie-
rungen sowie Doppel- und Mehrfachbesteuerungen dienen.  

1.2.3 Methoden des internationalen Steuerbelastungsvergleichs 

Dieser Abschnitt gibt einen Überblick über verschiedene Methoden von 
Steuerbelastungsvergleichen. Zudem wird durch Abwägen der Vor- und 
Nachteile verschiedener Methoden die für diese Arbeit geeignete ausge-
wählt. 

Bei einem internationalen Steuerbelastungsvergleich wird in der Re-
gel mindestens eine Steuerart mindestens zweier Staaten miteinander 
verglichen. Dabei erfolgt die Quantifizierung der Steuerbelastung, sodass 
ein Steuerbelastungsvergleich normalerweise über einen einfachen 
Rechtsnormenvergleich oder auch einen einfachen Tarifvergleich hinaus-
geht.29 Die Literatur schlägt für einen Vergleich von Steuerbelastungen 
grundsätzlich mehrere Methoden vor. Am weitesten verbreitet sind hierbei 
zum einen die gesamtwirtschaftlichen und zum anderen die einzelwirt-
schaftlichen Vergleiche von Steuerbelastungen. Die gesamtwirtschaftlichen 
– oder auch makroökonomischen oder externen – Steuerbelastungsver-
gleiche werden in der Regel verwendet, um gesamtwirtschaftliche Vertei-
lungsfolgen aufzuzeigen. Sie beruhen im Wesentlichen auf Daten einer 
volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung. Dabei wird meist ein Durchschnitts-
steuersatz für die in einer Region beziehungsweise in einem Staatsgebiet 
ansässigen Unternehmen ermittelt, sodass dies – nicht zuletzt dadurch, 
dass auch Unternehmen in die Berechnung einbezogen werden, die kei-
ne Steuern zahlen – zu einer ungenauen Abbildung des Steuersatzes 

                                                
29  Vgl.: Kluge, V. (2000), S. 64 und S. 65.  
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und der Steuerbelastung eines einzelnen Unternehmens führt. Demzu-
folge sind lediglich Aussagen bezüglich der Steuerbelastung des Unter-
nehmenssektors möglich, wohingegen ein Vergleich der Steuerbelastun-
gen zweier Staaten, der beispielsweise eine Standortentscheidung für ein 
einzelnes Unternehmen herbeiführen soll, eher nicht zielführend durchge-
führt werden kann. Infolgedessen sind solche Vergleiche für die Untersu-
chungen dieser Arbeit – gerade für die Zwecke der Erbschaftsteuer – 
ungeeignet.30 

Grundsätzlich anders ist es bei den sogenannten einzelwirtschaftli-
chen Steuerbelastungsvergleichen. Jedoch eignet sich auch hier nicht 
jede Methode. Eine allgemein anerkannte einzelwirtschaftliche Methode 
ist die der effektiven Grenzsteuerbelastung. Mit diesem mittlerweile als 
Standard angesehenen Modell von King/Fullerton aus dem Jahre 1984 
werden die Kapitalkosten ermittelt, die eine Investition generieren muss, 
damit der Investor nach Steuern die gewünschte Mindestverzinsung er-
hält. Der Ertragswert dieser marginalen Investition entspricht nach Steu-
ern dem ursprünglichen Wert der Anschaffung. Die Ermittlung der effekti-
ven Grenzsteuerbelastung ist die Differenz zwischen Kapitalkosten und 
der Mindestverzinsung, die auf die Kapitalkosten bezogen wird.31 Eine 
Investition ist daher von Vorteil, wenn der Grenzertrag die Kapitalkosten 
übersteigt. Durch die Anwendung dieses Modells des Steuerbelastungs-
vergleichs kann beispielsweise die Attraktivität verschiedener Standorte 
in ein Verhältnis zueinander gesetzt werden. Denn allgemein gilt dann: Je 
geringer die Kapitalkosten beziehungsweise die effektive Grenzsteuerbe-
lastung, desto attraktiver ist ein Standort. Nicht zuletzt aufgrund dieser 
These ist das Modell von King/Fullerton für einen Steuerbelastungsver-
gleich unter erbschaftsteuerlichen Aspekten tendenziell ungeeignet.  

Gleiches gilt für Methoden, die unter ähnlichen Bedingungen bei-
spielsweise die effektive Durchschnittssteuerbelastung – meist von Un-
ternehmen – untersuchen. Daran knüpfen sowohl das auf dem Modell 
von King/Fullerton aufbauende Devereux-Griffith-Modell32 als auch der 
European Tax Analyzer33 an.  

Neben den bereits vorgestellten Methoden und Modellen gehört auch 
der sogenannte Modell- beziehungsweise Typenvergleich zu den einzel-
wirtschaftlichen Vergleichsmethoden, welcher sich zur Definition und 
Quantifizierung der Untersuchungsziele dieser Arbeit anbietet. Aus-
gangspunkt dieses Modell-/Typenvergleichs ist die Konstruktion eines 

                                                
30  Vgl.: Bone-Winkel, T. J. (1994), S. 96 ff. 
31  Vgl.: King, M. A./Fullerton, D. (1984): The Taxation of Income from Capital. 
32  Vgl.: Devereux, M. P./Griffith, R (1999): The taxation of discrete investment choices. 
33  Vgl.: Jacobs, O. H./Spengel, C. (1996): European Tax Analyzer. 
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Steuersachverhalts, anhand dessen die Steuerbelastung unter Berück-
sichtigung aller relevanten Größen ermittelt wird. Somit wird sich im 
Rahmen dieser Arbeit einer sogenannten kasuistischen Simulation be-
dient.34 Häufig werden bei diesen Modellen Tarifvergleiche bevorzugt. 
Solche wären jedoch im Rahmen der Erbschaftsteuer im internationalen 
Kontext nur bedingt aussagekräftig. Das liegt daran, dass die Bemes-
sungsgrundlagen durch die Integration der länderspezifischen Vermö-
gensbewertungsmethoden variieren können, obwohl die Ausgangsdaten 
der Ermittlung der Vermögenswerte (bei dieser Arbeit sind dies die Un-
ternehmensdaten des Modellunternehmens) gleich sind. Dies ist insbe-
sondere bei Betriebsvermögen beziehungsweise bei Anteilen an einer 
Kapitalgesellschaft der Fall, da hier der Unternehmenswert entscheidend 
von dem jeweils gewählten Bewertungsverfahren abhängig ist. Um nun 
einen Tarifvergleich durchführen zu können, müsste jedoch von einer 
einheitlichen Bemessungsgrundlage ausgegangen werden. Dies würde 
allerdings im Hinblick auf ein Untersuchungsziel dieser Arbeit, die Quanti-
fizierung der Auswirkungen von Doppelbesteuerungen und Diskriminie-
rungen, zu ungenauen Ergebnissen führen. Demnach ist es erforderlich, 
dass ein Modell- beziehungsweise Typenvergleich in Form einer Veran-
lagungssimulation erfolgt und somit von einem Tarifvergleich Abstand 
genommen wird. Auf diese Weise ist es möglich, die unterschiedliche 
Ermittlung der Bemessungsgrundlage durch die jeweiligen Bewertungs-
vorschriften der einzelnen Staaten abbilden und vergleichen zu können.35 
Ein reiner Tarifvergleich erfolgt in dieser Arbeit daher lediglich am Rande.  

In der Literatur hat sich bei der vergleichenden Berechnung von 
Steuerbelastungen derweil eine Reihe von Anforderungen herauskristalli-
siert.36 Häufig werden diese jedoch aus der Perspektive eines Steuerbe-
lastungsvergleichs auf Unternehmensebene betrachtet; dennoch sind sie 
geeignet, als Teil des Grundgerüstes dieser Arbeit zu fungieren. Beispiels-
weise sollte die Berechnung alle relevanten Einflussgrößen berücksich-
tigen. Diese wären in vorliegendem Fall unter anderem das jeweilige 
Erbschaftsteuersystem der untersuchten Staaten, die Bemessungs-
grundlagen (durch die jeweiligen nationalen Bewertungssysteme ermit-
telt) sowie die Steuertarife. Des Weiteren wird ein Mehrperiodenver-
gleich vorgeschlagen. Dieser ist bei Steuerbelastungsvergleichen dann 
sinnvoll, wenn temporäre Variablen mit in die Berechnung einfließen. Auf 
Unternehmensebene wären das zum Beispiel Abschreibungen oder Ver-
lustvor- beziehungsweise -rückträge. Da das Nachlassvermögen in der 

                                                
34 Vgl.: Fischer, L. (1987), S. 493 ff. 
35  Vgl.: Wesselbaum-Neugebauer, C. (1994), S. 7. 
36  Vgl.: Jacobs, O. H./Spengel C. (2000), S. 334-351.  


